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AKTUELLES aus der Gemeinde

Der Spatenstich für das Gymnasium fand am 6. Mai 2010 statt. Zum Beginn des Schuljahres 2011/12 soll das Gebäude fertig sein.
Nach dem derzeitigen Stand der Planungen wird dann zuerst für zwei Jahre der Schulbetrieb von Neubiberg hierher verlagert, dann 
für ebenfalls zwei Jahre der von Ottobrunn. Beide Gymnasien sollen in diesen Auslagerungszeiten saniert werden. Erst mit dem 
Schuljahr 2015/16 wird der eigenständige Schulbetrieb in Höhenkirchen beginnen. Schüler aus Höhenkirchen-Siegertsbrunn haben 
die Möglichkeit, bereits in dieser Übergangszeit am Ort zu verbleiben.

Wer baut das Gymnasium?
Bauherr ist der „Zweckverband staatliche weiterführen-
de Schulen im Südosten des Landkreises München“, der 
bereits die Gymnasien Ottobrunn und Neubiberg sowie 
die Realschule Neubiberg unterhält. Dem Zweckverband 
gehören die Gemeinden Aying, Brunnthal, Höhenkirchen-
Siegertsbrunn, Hohenbrunn, Neubiberg, Ottobrunn und 
Putzbrunn sowie der Landkreis München an.

Was macht der Schulzweckverband?
Schulzweckverbände sind eine Besonderheit des Land-
kreises München. Bau und Betrieb weiterführender Schu-
len sind eigentlich eine gesetzliche Aufgabe der Landkreise. 
Der Landkreis bittet über die Zweckverbände Gemeinde di-
rekt zur Kasse, anstatt die Schulen über die Kreisumlage 
zu finanzieren.

Mit dem Gymnasium Höhenkirchen unterhält dann der 
Zweckverband München-Südost vier Schulen. Alle anderen 
Schulzweckverbände sind nur für eine bis zwei Schulen zu-
ständig. Mit einer Ausnahme haben sie auch deutlich we-
niger Mitgliedsgemeinden als der Zweckverband München-
Südost.

Fragen und Antworten zum Gymnasium 
Wann geht es los?

Welche Ausrichtung hat das  
Gymnasium?
Das Gymnasium erhält zwei Zweige: naturwissenschaft-
lich und musisch. Die Entscheidung für den musischen 
Zweigs erfolgte mit Blick auf das blühende Musikleben in 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn.

Wie groß wird das Gymnasium? 
Das Kultusministerium hat ein vierzügiges Gymnasium 
genehmigt, mit der Option auf fünf Züge zu ergänzen. 

Ist außerschulische Nutzung möglich?
Das Gymnasium erhält eine Dreifachturnhalle mit kleiner 
Tribüne. Die Turnhalle soll Sportvereinen aus den Zweck-
verbandsgemeinden zur Verfügung stehen. Gleiches gilt 
für den Hartplatz, der allerdings wegen des benachbarten 
Wohngebiets nur zeitlich begrenzt zur Verfügung steht. 
Die Aula des Gymnasiums ist als Versammlungsstätte 
konzipiert.

Ein Meilenstein für die Entwicklung der Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn: 
Am 6. Mai 2010 fand der Spatenstich für das neue Gymnasium in Höhenkirchen 
statt. Die Grundsteinlegung wird im Laufe des Sommers folgen.



Kellergeschichten – es geht auch anders!
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Gymnasium ohne Keller – wie kam es dazu?
Groß war Anfang 2010 das Erstaunen und die Empörung im Gemeinderat, als sich herausstellte, dass das neue Gymnasium Höhenkirchen 
nicht vollständig unterkellert wird. Erst allmählich wurde klar, wie es zu diesem Planungsfehler gekommen ist. Mittlerweile steht fest: Die 
Bürgermeisterin hat den Gemeinderat über entscheidende Entwicklungen nicht informiert und somit eine Vollunterkellerung verhindert.

Bei der Errichtung öffentlicher Gebäude, die z.B. vom Landkreis oder dem Freistaat bezuschusst werden, legen die dafür zuständigen 
Behörden das sogenannte „Raumprogramm“ fest, d.h. den genauen Raumbedarf der jeweiligen Einrichtung. Ausschließlich diese 
Räume werden bezuschusst.
Wenn im Keller nur ein Teil der möglichen Räume benötigt wird, kann die Gemeinde den übrigen Bereich auf eigene Kosten für den 
gemeindlichen Bedarf bauen lassen.

Beispiel Seniorenzentrum
Im Keller wurden rund 60 % der Räume von der Gemeinde ohne Zuschüsse für den eigenen 
Bedarf gebaut. Sie sind von Vereinen, Gruppierungen, der Volkshochschule, der Mittags-
betreuung und dem Winzi-Kino restlos belegt.

April 2008: Raumbedarf in der Gemeinde?
Am 17. April 2008 berät der Bauausschuss über mögliche zu-
sätzliche Raumanforderungen der Gemeinde für den Neubau des 
Gymnasiums. Die Bürgermeisterin hatte zuvor örtliche Vereine 
nach ihrem möglichen Raumbedarf befragt. 
Bekanntlich leiden das Leonhardi-Ensemble, die Blaskapelle und 
die DJK-Tanzsportgruppe unter akuter Raumnot. 

In der Sitzung erklärt der mit der Bauleitplanung betraute Archi-
tekt, dass das gesamte Grundstück für das geplante Gymnasium 
benötigt wird. Zusätzliche Raumanforderungen seien daher nicht 
realisierbar. 
Schweren Herzens verzichtet daher der Ausschuss darauf, zusätz-
liche Räume für die Gemeinde anzufordern.

Fortsetzung des zeitlichen Ablaufes auf Seite 3

Die Sigoho-Marchwart-Schule: Die Kellertreppe führt zu den Räumen, die die Gemeinde auf eigene 
Kosten zusätzlich errichten ließ (Probenraum Blaskapelle, Mittagsbetreuung, Lagerraum).

Beispiel 
Sigoho-Marchwart-Grundschule
Der gesamte Eingangs-/Aulabereich sowie 
teilweise auch der Mehrzweckraum im 
Erdgeschoss wurden von der Gemeinde 
auf eigene Kosten unterkellert. Hier ent-
standen der Probenraum der Blaskapelle 
und die Mittagsbetreuung. Beide sind 
mehrfach belegt und werden intensivst 
genützt. Dazu kommen ein großer Lager-
raum und Toiletten.

In beiden Beispielen stimmte der Gemeinderat angesichts der bekannten Raumnot in der 
Gemeinde ohne Zögern zu.

Keller fürs
Seniorenzentrum

Keller für
Gemeinde
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November 2008: Das Raumprogramm des 
Gymnasiums wird beschlossen
Das Raumprogramm des Gymnasiums wird geprägt durch:

 	 die Vierzügigkeit in der Sekundarstufe I und II,

 	 Fach- und Übungsräume für den naturwissenschaftlich- 
	 technischen und den musischen Zweig,

 	 die Notwendigkeit, aufgrund des G8 ein Ganztages-Angebot
	 mit Mensa sowie ausreichenden Arbeits- und Kommunika-
	 tionsräumen zu schaffen.

Zusammen mit den Fachräumen für Kunsterziehung, Sportanlagen 
und Verwaltung ergibt sich ein umfangreicher Raumbedarf. Bei 
den Vorplanungen im Zweckverband werden Unterrichtsräume im 
Untergeschoss abgelehnt, da sie den Vorschriften nicht genügen. 

26. November 2008
Der Zweckverband beschließt das Raumprogramm des Gymnasi-
ums:

 	 zusätzliche 366m² für Gruppen-, Kommunikations- und 
	 Musikübungsräume,

 	 die Turnhalle wird auf Kellerniveau abgesenkt, 

 	 die Technikräume werden im Keller angesiedelt.

Damit war klar, dass nicht das gesamte Untergeschoss für die Schu-
le benötigt wird.

27. November 2008

In der HVA-Sitzung berichtet die Bürgermeisterin den Gemeinderä-
ten darüber nur: „Schließlich ist nunmehr, entgegen der ursprüng-
lichen Planung, eine Unterkellerung des Gebäudes vorgesehen.“. 
Wegen dieser Fehlinformation unterbleibt im Gemeinderat die Dis-
kussion über zusätzliche, von der Gemeinde zu errichtende Keller-
räume.

*

*

*

*

Januar 2010: 
Vorstellung der Pläne
In der Bauausschuss-Sitzung am 21. Januar 2010 stellt die Firma 
Hochtief PPP Solutions GmbH die Planungen zum Neubau des 
Gymnasiums vor. 

Bei den Präsentationen des Architektenteams erfährt der Gemein-
derat erstmals, dass das Gymnasium nicht komplett unterkellert 
wird. Diese Tatsache wird nur von Sigrid Zachary (UB) hinterfragt. 
Andere Mitglieder des Bauausschusses nehmen diese neue Infor-
mation aber kommentarlos zur Kenntnis.

Auf Nachfrage nach den Gründen für diese Planung erwidern die 
Architekten, dass für das Raumprogramm der Schule kein weiterer 
Keller benötigt und dieser daher auch nicht bezuschusst wird. Aus 
Kostengründen wird auf einen weiteren Kellerausbau verzichtet.

Sigrid Zachary fragt daraufhin, warum dann die freien Raumka-
pazitäten im Keller nicht von der Gemeinde gebaut und örtlichen 
Gruppierungen zur Verfügung gestellt würden. Diese Frage kom-
mentiert die Bürgermeisterin dahingehend, dass „ein zusätzliches 
Angebot nur zusätzlichen Bedarf erzeuge“. 

Eine merkwürdige Einstellung für jemanden, der behauptet, immer 
für eine Vollunterkellerung zu kämpfen.

Raumaufteilung für das Gymnasium Höhenkirchen, die Klassenzimmer 
liegen im 1. und 2. OG
(Zeichnung: Ulrich Bug).

Februar 2010: Klarstellung im Zweckverband
Der Zweckverbandsvorsitzende Thomas Loderer erklärt in der 
Zweckverbandsversammlung am 2. Februar 2010: „dass die nicht 
vollständige Unterkellerung der Schule im November 2008 im Rah-
men der Beratung des Raumprogramms der Schule in öffentlicher 
Sitzung ausführlich diskutiert worden sei. Diese Information hätte 
aus seiner Sicht seit dieser Zeit in den Fraktionen des Gemeinde-
rates Höhenkirchen-Siegertsbrunn bekannt sein müssen. Würde 
man das Anliegen der Gemeinde Höhenkirchen –Siegertsbrunn 
zum jetzigen Zeitpunkt noch berücksichtigen, könne die Inbetrieb-
nahme des Gymnasiums keinsfalls im September 2011, sondern 
erst deutlich später erfolgen.“

*
*



Beispiel  
Seniorenzentrum in PPP

Die Vorteile für die Gemeinde:

 	 Professionelle Ausgabenkontrolle 
führte zu einer Punktlandung bei 
den Baukosten.

 	 Erfahrene Projektsteuerung 
ermöglichte eine kurze Bauzeit.

Die Schattenseiten:

 	 Die Gemeinde handelte sich for-
maljuristisch einen langfristigen 
Mietvertrag ein.

 	 Die Zahlungsverpflichtungen für 
die nächsten 30 Jahre machen die 
Finanzierung deutlich unflexibler 
als einen Kredit.
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Fazit
Im November 2008 wäre es noch möglich gewesen, ohne Zeitdruck 
über gut nutzbare und preiswerte Räume zu verhandeln und das 
Ergebnis in das PPP-Projekt einfließen zu lassen. Doch Bürger-
meisterin Ursula Mayer hat den Gemeinderat damals über die Pla-
nungen des Zweckverbands falsch informiert und damit den Bau 
zusätzlicher Kellerräume verhindert.

*

Und die Konsequenzen?
Der Zug für die Vollunterkellerung war spätestens im Mai 2009 
abgefahren, als die Ausschreibungsunterlagen für den Neubau eu-
ropaweit versandt wurden. Es bestehen nur noch Chancen, Keller-
räume unter dem Erweiterungsbau des Gymnasiums südlich der 
Turnhalle zu schaffen. 

Die Planungsfehler hätten vermieden werden können, wenn die 
Bürgermeisterin und die zweite Zweckverbandsrätin der Gemein-
de, Andrea Hanisch (CSU), den Gemeinderat rechtzeitig und voll-
ständig über die Entscheidungen im Zweckverband informiert 
hätten. Um diese zu ändern, fordern die UB und weitere Gemeinde-
ratsfraktionen, die Geschäftsordnung des Gemeinderats so zu er-
gänzen, dass die vollständige Information des Gemeinderats künf-
tig sichergestellt ist. Ein entsprechender Antrag ist im Mai 2010 
eingebracht worden.

Modell des 
Gymnasiums 
Höhenkirchen, 
Ansicht von Südwesten 
(Foto: Ulrich Bug)

Public Private Partnership (PPP) – was ist das? 
Der Begriff Public Private Partnership (PPP), auch Öffentlich-Private Partnerschaft (ÖPP), steht für das Zusammenwirken von Ho-
heitsträgern (z.B. Gemeinde, Zweckverband) mit der privaten Wirtschaft zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Private haben ins-
besondere im öffentlichen Hochbau langjährige Erfahrungen gemacht und können die Projektrisiken besser einschätzen, was zu 
geringeren Kosten führen kann. 

Beispiel Gymnasium
Mit der Entscheidung vom 31.3.2008 beschloss der Zweckverband weiterführende Schulen München Süd-Ost, den Gymnasiumsneubau 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn in PPP zu realisieren. Auf Weisung des Gemeinderates stimmte die Vertreterin der Gemeinde im Zweckver-
band als einzige gegen eine Realisierung in PPP. 

In privater Verantwortung liegen nunmehr neben der Einhaltung von Termin und Kostenplanung:

 	 die Bauplanung auf der Basis des Raumprogramms und der Anforderungen des Zweckverbandes,

 	 die Errichtung und Ausstattung des Gebäude sowie der Außen- und Sportanlagen, 

 	 der Betrieb des Gymnasiums in den nächsten 25 Jahren. 

Eine Gesamtfinanzierung ist im PPP nicht enthalten. Damit fällt ein wesentlicher Nachteil des PPP-Models weg, das beim gemeindlichen 
Seniorenzentrum Anwendung fand. Bei der Übergabe des Gymnasiums im September 2011 werden die gesamten Baukosten in Höhe von 
ca. 33 Mio € vom privaten Partner dem Zweckverband in Rechnung gestellt. Der Zweckverband verteilt dann entsprechend seiner Satzung 
die Kosten auf die Gemeinden und den Landkreis München abzüglich der Zuschüsse des Freistaats Bayern.

Bautafel für das Gymnasium

*

*

*

*
*
*



Gemeinderatswahl 2002

 	 Die CSU erhielt dank d’Hondt mit einem Ergebnis von  
43,9 % die Hälfte, also 50 % aller Sitze.

 	 Folge: Die Grünen bekamen statt 2 nur 1 Sitz.

 	 Die CSU bekam dadurch die absolute Mehrheit.

Gemeinderatswahl 2008

 	 Die CSU erhielt dank d’Hondt bei 37 % Stimmenanteil  
40 % der Sitze.

 	 Folge: Die AFW bekam statt 3 nur 2 Sitze.

Wären bereits damals die anderen Verfahren zum Einsatz gekommen, 
hätte die CSU 2002 nur neun und 2008 nur sieben Sitze erhalten.

Revolution im Stillen: Wird d’Hondt abgeschafft?
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Nahezu unbemerkt hat der Bayerische Landtag am 24. Februar 2010 ein wichtige Gesetzesänderung angestoßen: Das bisher bei 
Kommunalwahlen geltende Sitzzuteilungsverfahren nach d’Hondt soll durch die Verfahren nach Hare-Niemeyer oder Sainte-Laguë/
Schepers ersetzt werden. Diese von den Freien Wählern beantragte Veränderung dürfte auch in Höhenkirchen-Siegertsbrunn spür-
bare Auswirkungen haben.

*
*
*

*

Das Wahlergebnis lässt sich stets nur näherungsweise in der Sitz-
verteilung abbilden. Die Sitzzuteilungsverfahren rechnen die An-
zahl der für die Parteien und Gruppierungen abgegebenen Stim-
men auf verschiedene Art und Weise in Sitze um. 

In Bayern wird auf Gemeindeebene bis jetzt das Verfahren nach 
d’Hondt verwendet. Dieses begünstigt größere Gruppierungen – 
in Bayern also die CSU. Das Verfahren nach Hare-Niemeyer ist in 
Deutschland am weitesten verbreitet. Hare-Niemeyer bevorzugt 
zwar keine Partei aufgrund ihrer Größe, führt aber gelegentlich zu 
Anomalien (z.B. Sitzverlust trotz Stimmengewinn). Deswegen wird 
nun das Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers bevorzugt: Bei 
meist identischer Sitzverteilung vermeidet diese Methode die bei 
Hare-Niemeyer auftretenden Fehler. 

Die nun geplante Abschaffung von d’Hondt ist auch für Höhenkir-
chen-Siegertsbrunn von Bedeutung.. Durch d’Hondt wurden die Er-
gebnisse der Gemeinderatswahlen 2002 und 2008 verzerrt.

Linktipp: 
Detaillierte Informationen zu den einzelnen Verfahren 
finden sich unter www.wahlrecht.de

*

Plus-Energie-Kinderhaus? 
In der Gemeinderatsitzung vom 6. Mai stellte das Ingenieurbüro Hauser und Aspöck-Architekten zusammen mit Vertretern des 
Fraunhofer-Instituts für Bauphysik das Planungskonzept für das Kinderhaus an der Altlaufstraße vor. 

Geplant ist die Errichtung eines Plus-Energiehaus, womit einige Parameter für das Gebäude schon vorgegeben sind:

 	 Kompakte Bauweise

 	 Große Fensterfronten nach Süden

 	 Solarpanelen auf dem Dach, auch als Beschattung über der Dachterrasse

 	 Zentraler Ausgang auf die Straße und in den Garten über Windfang

Ein paar weitere Daten in Kurzform:

 	 Grundfläche ca. 610 qm

 	 Je 2 Gruppen Krippe und Kindergarten im Erdgeschoß

 	 2 Gruppen Hort und Büro im Obergeschoss

 	 Großer Mehrzweckraum, Personalraum, Küche im Keller

 	 Durch Abgrabungen nach Süden und Westen entstehen helle, voll nutzbare Kellerräume

Das Raumprogramm wurde mit dem zukünftigen Träger, der evangelischen Kirchengemeinde, entwickelt.

Der Gemeinderat gab die Entwurfs- und Genehmigungsplanung in Auftrag. Nach Vorliegen einer genaueren Kostenschätzung und der Höhe 
des Zuschusses wird darüber entschieden, ob das Kinderhaus als Plusenergiehaus oder in konventioneller Bauweise gebaut wird. Kosten 
in Höhe von ca. 3,6 Mio € werden für die Plus-Energie-Variante erwartet.

Besuchen Sie uns bei einem unserer Stammtische jeweils am letzten Montag im Monat 
in der Alten Apotheke, Bahnhofstraße, um 20.00 Uhr.  
Ankündigungen finden Sie auch in der Tagespresse. 

*
*
*
*
*

*
*
*
*
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*

*

**

**

+++ Neustrukturierung der Rathaus-Verwaltung +++
Muss es 30.000  kosten, eine Verwaltung mit 28 Mitarbeitern 
neu zu strukturieren? Auch wir glauben das nicht. Nach vier 
Jahren unter der Führung von Bürgermeisterin Mayer müsste es 
ihr möglich sein, eine so überschaubare Mitarbeiterzahl selbst zu 
organisieren. Darum haben die Gemeinderatsmitglieder der UB 
gegen dieses Vorhaben gestimmt.

+++ Mobilfunkmast am Bahnhof kommt wohl doch nicht +++
Nach der Infoveranstaltung am 28. September 2006 scheint es 
klar zu sein, dass der von O2 vorgesehene Mast nicht am Bahnhof, 
sondern viel weiter südlich, außerhalb des Orts errichtet wird. 
Noch fehlen allerdings offizielle Stellungnahmen des 
Gemeinderats und der beteiligten Firmen. Der Gemeinderat 
wurde ja  auf der Infoveranstaltung über den neuen Standort das 
erste Mal unterrichtet. Begründung: Es könnten sich sonst  
Gerüchte und Missverständnisse ausbreiten. Traut Frau Mayer 
ihrem Gemeinderat nicht mehr über den Weg?

Der unkontrollierte Wildwuchs aus Schmiedeeisen, bunter Keramik und Emaille in unterschiedlichen Farbstellungen an 
unseren Häusern hat ein Ende.

Vereinheitlichung ist angesagt, abgestimmt auf die Uniformität der Neubaugebiete. Dass dies keine einfache Sache ist, muss jedem klar 
sein, es sind stolze 8 (in Buchstaben: acht) DIN A4-Seiten nötig, um dem Normalbürger klar zu machen, worum es geht:

"Die Satzung über die Benennung der öffentlichen Verkehrsflächen und Nummerierung der Gebäude und Grundstücke in der  Gemeinde 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn (Straßennamen- und Hausnummernsatzung)"

Die für eine kleine Gemeinde wie Höhenkirchen-Siegertsbrunn relevanten Punkte ließen sich sicher auf übersichtlichen drei Seiten 
zusammenstellen, aber so einfach wollte man es sich und dem Bürger nicht machen. Daher wurde die Hausnummernsatzung der Stadt 
München eins zu eins übernommen. Sonst hätte man dem Leser ja solch klare und unverzichtbare Anweisungen vorenthalten wie die 
folgende:

"§5/4. Der abgewinkelte Richtungspfeil eines Hinweisschildes oder Sammelhinweisschildes hat sich bei ungeraden Nummern auf der rechten, 
bei geraden Nummern auf der linken Seite des Hinweisschildes zu befinden, so dass sich der Richtungspfeil immer auf der Seite befindet, in 
deren Richtung sich die nächsthöhere Nummer ergibt..."

Oder:

"§9/2. Bei Eckgrundstücken, deren Gebäude vor Inkrafttreten dieser Satzung abweichend von §3 Absatz 1 zu einer Straße einnummeriert 
waren, an der nicht ihr Haupteingang liegt, kann die bisherige Einnummerierung belassen werden, wenn
2.1. an der Straße, zu der die Einnummerierung erfolgte, ein Hausnummernschild sowie ein Hinweisschild auf den um die Ecke gelegenen 
Eingang nach Muster c) der Anlage zu dieser Satzung angebracht wird und
2.2. die Auffindbarkeit des Eingangs nicht durch besondere Umstände erschwert wird."

Nachdem nun alle Klarheiten beseitigt sind, muss auf die Einhaltung der Richtlinien besonders geachtet werden:

"§7/2. Zur Überwachung und zum Vollzug dieser Satzung können die Mitarbeiter der für die Hausnummernerteilung bzw. der 
Hausnummernüberwachung zuständigen Stellen der Gemeinde Höhenkirchen-Siegertsbrunn die Grundstücke jederzeit betreten."

Da kommt auf die Gemeinde und deren Bürger ein großes Stück Arbeit zu. Zahllose Hauseigentümer müssen ihre Hausnummernschilder 
auf Norm bringen oder bei der Gemeinde Ausnahmeanträge stellen. Gemeindemitarbeiter dürfen durch die Siedlungen streifen und 
Schilder begutachten.

Es gibt viel zu tun! Packen wir es an!
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Ein finanzielles Abenteuer ohne Ende:
Umgehungsstraße von Höhenkirchen in Sonderbaulast

Von Anfang an haben die Unabhängigen Bürger gegen die Sonderbaulast gestimmt. Ihre Bedenken waren nicht unbegründet: 

Obwohl die Gemeinde die Umgehung nun zu 40 % selbst finan-
ziert, kommt die Straße nicht früher als im regulären Verfahren. 
Die Bürgermeisterin, die sich als Macherin profilieren wollte, hat 
sich vom Straßenbauamt über den Tisch ziehen und sich die 
schwierigen Grunderwerbsverhandlungen und den kostspieligen

Was ist eine Sonderbaulast?

Die Staatsregierung bietet das Finanzierungsmodell „Sonder-
baulast“ solchen Gemeinden an, die eine Umgehungsstraße bauen 
und auf diese nicht mehr länger warten wollen. 

Die HöSi-Affäre –
einige Klarstellungen
Der Gemeinderatsbeschluss für „Das HöSi“ war eine 
Fehlentscheidung

Obwohl der Gemeinderatsbeschluss für „Das HöSi“ einstimmig 
fiel, war er eine Fehlentscheidung. Der Gemeinderat hatte zwar 
bei der Entscheidungsfindung über die Figur an sich diskutiert 
(inhaltliche Aussage, Standort, Preis, Zeitpunkt der Aufstellung). 
Nicht behandelt wurden wichtige Fragen, die aber die Bürger 
bewegten, nämlich:

Viele Bürger fühlten sich durch das aufgenötigte Gemeindesymbol 
bevormundet. Die UB-Gemeinderäte Ulrich Bug und Florian Sepp 
ließen sich daher noch vor Beginn der Unterschriftenaktion 
überzeugen...   Fortsetzung auf Seite 2

Grundstückskauf aufbürden lassen. Die aufreibenden Verhand-
lungen mit den Grundeigentümern haben den Baubeginn bis 
heute verzögert. Der gemeindliche Kostenanteil hat sich gegen-
über den anfänglichen Prognosen mehr als verdoppelt.

Wenn also beim ersten Spatenstich am 6. September 2006 
Vertreter der Staatsregierung die „großzügigen Fördermittel“ 
erwähnten, so ist das Augenauswischerei. Großzügig ist die Ge-
meinde, die einen Teil der Pflichtleistungen des Freistaats über-
nimmt.

Im Fall Höhenkirchen-Siegertsbrunn kommt als weitere Belas-
tung für die Gemeinde hinzu, dass diese auch den Baugrund 
erwerben und obendrein mit den Grundbesitzern die Verhand-
lungen führen muss.   Fortsetzung auf Seite 3

Oktober 2006 Informationen der Unabhängigen Bürger

Folgende weitere Themen in dieser Ausgabe:

Aufgeschnappt aus Gesprächen bei der 
Unterschriftensammlung gegen das "HöSi"

Gebührenwucher beim Kindergarten verhindert
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Die Gemeinde übernimmt für den Freistaat den Bau der neuen 
Staatsstraße, der dafür der Gemeinde einen Zuschuss in Höhe 
von 65 % der Baukosten zahlt. 35 % verbleiben der Gemeinde.

Die fertige Straße geht in das Eigentum des Freistaats über, der 
später auch den Unterhalt besorgen muss. 

das vollkommene Fehlen einer Ausschreibung oder eines Wettbewerbs,
die mangelnde Einbindung der Bürger bei der Meinungsfindung.
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Der Name ist Programm: Die UB sind ein Zusammenschluss von 
parteipolitisch unabhängigen Bürgern aus Höhenkirchen-Siegerts-
brunn. Ihre Mitglieder sind

           an kein Parteiprogramm gebunden und 
können sich selbständig ihre Meinung bilden.

Zu den Gemeinderatswahlen treten die UB  mit einer eigenen Liste 
an, weil für eine gute Gemeindepolitik nicht das Parteibuch, 
sondern die persönliche Qualifikation und das Engagement des 
einzelnen Kandidaten entscheidend ist. Als Gemeinderatsmitglied 

Besuchen Sie uns im Internet unter www.ub-hksbr.de oder 
kommen Sie einfach zu einem der UB-Stammtische, die jeden 
letzten Montag im Monat um 20 Uhr in der "Alten Apotheke", 
Bahnhofstraße, stattfinden!
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ist ein UB frei in der Abstimmung und unterliegt keinerlei 
Fraktionszwang. Ein UB vertritt nur seine eigene Überzeugung 
und stiftet damit manchmal eine unbequeme, aber gesunde 
Unruhe. 

Die UB sind 1989 aus einem Arbeitskreis engagierter Bürger 
hervorgegangen. Dieser sammelte die Unterschriften von einem 
Viertel aller Wahlberechtigten gegen den seinerzeit umstrittenen 
Entwurf des Flächennutzungsplans.
Die damalige absolute CSU/AFW-Mehrheit des Gemeinderats zog 
ihn daraufhin zurück.

Wer sind die "Unabhängigen Bürger (UB)"?

Rauschhafter Aktionismus ist ein Kennzeichen der bisherigen 
Amtszeit von Bürgermeisterin Mayer. Dass dabei auch 
Vorzeigbares entsteht und geschieht, sei nicht verschwiegen - 
nüchtern betrachtet ist sie dafür aber auch gewählt worden.

Allerdings, die lockere Hektik, mit der sie ihren Macher-
Ehrgeiz zuweilen befriedigt, wird – nüchtern betrachtet – 
von Skrupeln kaum gebremst.

Ungereimtes, Widersprüchliches, finanzielle Abenteuer, ein 
auf Wirkung bedachter Führungsstil und nassforsche 
Ignoranz Bürgern gegenüber sind die Wegmarken, die sie in 
selbstgefälliger Manier setzt. Aus der Autorität des Bürger-
meisteramtes leitet sie die Befugnis zu autoritärem Gebaren 
ab; absoluter Durchsetzungswille ist eine Kategorie, die sie 
auch ihrer eigenen Gemeinderatsfraktion gegenüber 
demonstriert.

Dass mit diesen „Tugenden“ manches Projekt ins Schlingern 
gerät, nimmt sich die Bürgermeisterin nicht weiter übel.

Da wird für die Umgehungsstraße von Grundstücks-
verhandlungen „in trockenen Tüchern“ geschwafelt – 
nüchtern betrachtet stehen langwierige Enteignungsver-
fahren in Aussicht.

Beim glorreichen Spatenstich darf sich der Staat großzügiger  
Unterstützung des Vorhabens rühmen – nüchtern betrachtet 

ist die Gemeinde großzügig, indem sie durch die spendable 
Bürgermeisterin Millionen investiert, um sie nach Fertig-
stellung der Straße dem Staat zu schenken.

Das in Rekordzeit errichtete Seniorenzentrum wird als Hort 
des Wohlbehagens gepriesen – nüchtern betrachtet muss 
zwar nicht der „sachkundige“ Geschäftsführer, aber mehr als 
die halbe Betreuermannschaft ausgewechselt werden, damit 
es „flutscht“, wie sich die Bürgermeisterin auszudrücken 
beliebt.

Das bei den Bürgern wenig geschätzte „HöSi“ wird, als 
Symbol des Kulturjahres verbrämt, aus dem Hut gezaubert 
und kraft des Kunstverständnisses der Bürgermeisterin zum 
Gemeindedenkmal bestimmt – nüchtern betrachtet handelt 
es sich um eine Trickserei zugunsten einer befreundeten 
Künstlerin. Wesentlich mitfinanziert wird die Skulptur übrigens 
durch die „Kreissparkasse“ - auf „Anregung“ des CSU-Partei-
freundes, Landrat Janik.

Fazit eines anderen Parteifreundes: „Nichts gegen die 
Bürgermeisterin – aber manchmal vergaloppiert sie sich halt 
noch!“

Bis zur Kommunalwahl im Frühjahr 2008 wird sie schon noch 
in einen kontrollierteren Tritt kommen – nüchtern betrachtet 
wünschen sich das viele unabhängige Gemeindebürger. 

Albert Reichold

Kommentar: Nüchtern betrachtet.

„Was heißt hier Unterschriftenaktion – die Meisterin aller Bürger bin ich!“

Haben Sie Interesse, sich kommunal-, aber nicht parteipolitisch zu engagieren? Oder möchten Sie sich einfach nur informieren?Haben Sie Interesse, sich kommunal-, aber nicht parteipolitisch zu engagieren? Oder möchten Sie sich einfach nur informieren?
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Das habe ich doch schon gelesen, mögen sich viele gedacht haben, als sie das CSU-Blatt „Höhenkirchen-Siegertsbrunn aktu-
ell“, Ausgabe April/Mai 2010, aufgeschlagen und den Artikel „Gymnasiumsbau – wer weiß noch was…“ überflogen haben. Sie 
täuschten sich nicht, denn zwei Drittel dieses Artikels waren bereits mit gleichem Text im April-Gemeindeblatt unter dem Titel 
„Gymnasiumsbau – mit oder doch ohne Keller??“ zu finden. Für den ahnungslosen Leser ein Anlass zu diversen Spekulationen:

Es wurde doch nicht etwa abgeschrieben?

Und das, obwohl im Impressum des Gemeindeblatts vermerkt ist: „Ein Nachdruck, die Reproduktion und Vervielfältigung von Tex-
ten, Fotos und Anzeigen aus dem Gemeindeblatt – auch auszugsweise – sind verboten.“ Aber nein, die Redaktion von „CSU aktuell“ 
würde doch nie etwas Verbotenes tun.

Oder ist es vielleicht möglich, dass der Autor „gmv“ bei der CSU abgeschrieben hat? Dann aber selbstverständlich mit schriftlicher 
Genehmigung des Verlegers, denn wie steht es so schön im Impressum: „Nachdruck, Reproduktion und Vervielfältigung von Tex-
ten, Anzeigen und Fotos (auch auszugsweise) nur mit schriftlicher Genehmigung des Verlegers.“ Diese Genehmigung würde sicher 
bereitwillig ausgestellt, gibt doch das Medium Gemeindeblatt und ein Autor „gmv“ unter dem Text einer parteiischen Aussage einen 
objektiven Anstrich. 

Ach, was bieten sich erst für schöne Möglichkeiten bei einer Personalunion Mitglied Gemeindeverwaltung + Redaktion „CSU ak-
tuell“. Da könnte doch dieses Doppelmitglied einen Artikel für beide Medien schreiben und jeweils nur in jede Variante ein paar 
zusätzliche Schnörkel einbauen. Vielleicht merkt es dann keiner. Und wenn doch, auch egal - wenn dieses Doppelmitglied zusätzlich 
Bürgermeisterin ist, geht alles.

Und die Gemeindeblatt-Redaktion?

Ein bisschen peinlich ist es allerdings für die Redaktionsmitglieder des Gemeindeblatts, die eventuell mit diesem Vorgehen in Ver-
bindung gebracht werden. Für den Gemeindeblatt-Leser sieht es so aus, als hätten die Redaktionsmitglieder aus allen im Gemeinde-
rat vertretenen Gruppierungen die Artikel der Gemeindeverwaltung vor der Veröffentlichung gelesen und genehmigt. Dem ist leider 
nicht so. Die Artikel werden trotz Veto von Redaktionsmitgliedern einfach veröffentlicht, sie werden nach der Redaktionssitzung 
nochmals geändert oder meist erst nachgereicht. 

Wie war es denn nun wirklich?

In der April-Gemeinderatsitzung wurde das Geheimnis gelüftet, Ursula Mayer hat sich geoutet: „Ich bin Bürgermeisterin! Ich bin 
Herausgeberin! Ich nehme mir das Recht heraus, den Inhalt des Gemeindeblattes allein zu bestimmen und meine Artikel zu veröf-
fentlichen!“. Die Gemeinderäte aus der Redaktion haben kein Mitspracherecht.

Konsequenzen

Das Organ Redaktion-Gemeindeblatt wird damit ad absurdum geführt. Den Inhalt macht die Bürgermeisterin, den äußeren Rah-
men die Firma Typeo (der hierfür von der Bürgermeisterin völlige Gestaltungsfreiheit eingeräumt wurde). Als Konsequenz bleibt 
eigentlich nur der Austritt aus dem Redaktions-Team, damit dem Leser nicht durch den Eintrag im Impressum eine demokratische 
Mitbestimmung vorgetäuscht wird, die es gar nicht gibt.

Gemeindeblatt  aktuell 

Das habe ich doch schon gelesen, mögen sich viele gedacht haben, als sie das CSU-
Blatt „Höhenkirchen-Siegertsbrunn aktuell“, Ausgabe April/Mai 2010, 
aufgeschlagen und den Artikel „Gymnasiumsbau – wer weiß noch was…“ überflogen 
haben. Sie täuschten sich nicht, denn zwei Drittel dieses Artikels waren bereits mit gleichem 
Text im April-Gemeindeblatt unter dem Titel „Gymnasiumsbau – mit oder doch ohne 
Keller??“ zu finden. Für den ahnungslosen Leser ein Anlass zu diversen Spekulationen: 

Es wurde doch nicht etwa abgeschrieben? 
Und das, obwohl im Impressum des Gemeindeblatts vermerkt ist: „Ein Nachdruck, die 
Reproduktion und Vervielfältigung von Texten, Fotos und Anzeigen aus dem Gemeindeblatt – 
auch auszugsweise – sind verboten.“ Aber nein, die Redaktion von „CSU aktuell“ würde doch 
nie etwas Verbotenes tun. 

Oder ist es vielleicht möglich, dass der Autor „gmv“ bei der CSU abgeschrieben hat? Dann 
aber selbstverständlich mit schriftlicher Genehmigung des Verlegers, denn wie steht es so 
schön im Impressum: „Nachdruck, Reproduktion und Vervielfältigung von Texten, Anzeigen 
und Fotos (auch auszugsweise) nur mit schriftlicher Genehmigung des Verlegers.“ Diese 
Genehmigung würde sicher bereitwillig ausgestellt, gibt doch das Medium Gemeindeblatt 
und ein Autor „gmv“ unter dem Text einer parteiischen Aussage einen objektiven Anstrich.  

Ach, was bieten sich erst für schöne Möglichkeiten bei einer Personalunion Mitglied 
Gemeindeverwaltung + Redaktion „CSU aktuell“. Da könnte doch dieses Doppelmitglied 
einen Artikel für beide Medien schreiben und jeweils nur in jede Variante ein paar zusätzliche 
Schnörkel einbauen. Vielleicht merkt es dann keiner. Und wenn doch, auch egal - wenn 
dieses Doppelmitglied zusätzlich Bürgermeisterin ist, geht alles. 

Und die Gemeindeblatt-Redaktion? 
Ein bisschen peinlich ist es allerdings für die Redaktionsmitglieder des Gemeindeblatts, die 
eventuell mit diesem Vorgehen in Verbindung gebracht werden. Für den Gemeindeblatt-
Leser sieht es so aus, als hätten die Redaktionsmitglieder aus allen im Gemeinderat 
vertretenen Gruppierungen die Artikel der Gemeindeverwaltung vor der Veröffentlichung 
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Redaktionsmitgliedern einfach veröffentlicht, sie werden nach der Redaktionssitzung 
nochmals geändert oder meist erst nachgereicht.  

Wie war es denn nun wirklich?
In der April-Gemeinderatsitzung wurde das Geheimnis gelüftet, Ursula Mayer hat sich 
geoutet: „Ich bin Bürgermeisterin! Ich bin Herausgeberin! Ich nehme mir das Recht heraus. 
den Inhalt des Gemeindeblattes allein zu bestimmen und meine Artikel zu veröffentlichen!“. 
Die Gemeinderäte aus der Redaktion haben kein Mitspracherecht. 

Konsequenzen 
Das Organ Redaktion-Gemeindeblatt wird damit ad-absurdum geführt. Den Inhalt macht die 
Bürgermeisterin, den äußeren Rahmen die Firma Typeo (der hierfür von der Bürgermeisterin 
völlige Gestaltungsfreiheit eingeräumt wurde). Als Konsequenz bleibt eigentlich nur der 
Austritt aus dem Redaktions-Team, damit dem Leser nicht durch den Eintrag im Impressum 
eine demokratische Mitbestimmung vorgetäuscht wird, die es gar nicht gibt. 

Gemeindeblatt aktuell

Die Unabhängigen Bürger sind für Sie da!


